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McAllister soll an 
die Spitze

Die CDU plant, mit David McAllister als deutschem Spitzen-
kandidaten in die Europawahl im Mai 2014 zu ziehen. Zwar
ist eine offizielle Entscheidung noch nicht gefallen, führende
CDU-Politiker haben sich jedoch im Grundsatz verständigt.
Auch Parteichefin Angela Merkel hat sich in einem Gespräch
mit McAllister offen gezeigt. Die Frage der Spitzenkandi -
datur ist in der CDU komplizierter als in anderen Parteien,

da CDU und CSU bei der Europawahl nicht mit einer
deutschlandweiten Liste, sondern mit Landeslisten antreten.
McAllister, der gemeinsam mit CDU-Politikern um General-
sekretär Hermann Gröhe das Europawahlprogramm der
 Partei ausarbeitet, soll zunächst am Samstag zum Spitzen-
mann der Niedersachsen-CDU gewählt werden. Wie 
bei den Europawahlen 2004 und 2009 soll es aber auch einen
deutschlandweit plakatierten Spitzenkandidaten geben. 
So soll McAllister der deutsche Hauptgegner von EU-Parla-
mentspräsident Martin Schulz von der SPD werden, der
 Anfang November zum Spitzenkandidaten der europäischen
Sozialdemokraten gekürt wurde. Außerdem soll McAllister
die europakritischen Töne aus der Schwesterpartei CSU
 ausgleichen. Diese dürften deutlich anschwellen, nachdem
Parteichef Horst Seehofer den Anti-Euro-Rebellen Peter
Gauweiler für die CSU-Spitze vorgeschlagen hat.
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K I N D E S M I S S B R A U C H

Union will Vertreter der
Opfer abschaffen

Familienpolitiker der Union wollen
die erst 2010 geschaffene unabhängige
Stelle gegen Kindesmissbrauch in die-
ser Form offenbar nicht erhal-
ten. In den Verhandlungen
über eine Große Koalition
überraschten CDU-Unterhänd-
ler die SPD mit dem Vor-
schlag, nur noch einen „Kin-
derrechtebeauftragten“ ein -
zusetzen, der unter anderem
für das Thema Missbrauch zu-
ständig wäre. Die SPD lehnt
das ab. Am vorigen Donners-
tag konnten sich die Parteien
in der Arbeitsgruppe Familie

nicht einigen. Intern heißt es, womög-
lich müsse Kanzlerin Angela Merkel
am Ende den Streit entscheiden, wenn
es zu einer Koalition kommt. Nach
den Missbrauchsskandalen in der ka-
tholischen Kirche und der Odenwald-
schule war die Stelle des Missbrauchs-
beauftragten 2010 von Union und FDP
gegründet worden. Er entwickelte sich
zum Bündnispartner für Betroffenen-

initiativen und warf der Bundes-
regierung wiederholt Untätig-
keit vor. 
Nun soll die Stelle womöglich
wieder unter stärkere politi-
sche Aufsicht kommen. Der
Unabhängige Beauftragte Jo-
hannes-Wilhelm Rörig spricht
von einem „unverantwortli-
chen Signal“. Eine Abwertung
der Stelle würde bedeuten,
dass die Belange der Betroffe-
nen „wieder entsorgt werden“. 
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A T O M K R A F T

Mängel bei der Kühlung
Ein Gutachten von Wiener Risikofor-
schern stellt den Betrieb des Atomkraft-
werks im schwäbischen Gundremmin-
gen in Frage. Die Experten um den
 früheren Abteilungsleiter im Bundesum-
weltministerium Wolfgang Renneberg
bemängeln die Sicherheit des Nachkühl-
systems. Im Fall eines Erdbebens verfü-
ge es nicht über genügend Notfall-Was-
serkreisläufe, die eine Kernschmelze
verhindern sollen. Nach dem Atomge-
setz „kommt der Widerruf der Anlagen-
genehmigung in Betracht“, urteilen die
Gutachter. Sie halten selbst eine „einst-
weilige Stilllegung“ für angemessen, bis
der Betreiber RWE Sicherheitsnachweise
vorlegen könne. Das Gutachten hatte
eine Bürgerinitiative in Auftrag gegeben.


